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An das 

Oberlandesgerichtes 

I n n s b r u c k 

Datum: 10. SEP. 1993 

1 O. Sep. 1993 ~. Vertent .............................................................. . 

J1r\~wV 

Entwurf eines·Bundesgesetzes 

Maximilianstraße 4 
A-6020 Innsbruck 

Briefanschrilt 
A-6010 Innsbruck 

Telefon 
051215930-0· 

Sachbearbeiter 

Dr. Lorenzi 
Klappe 408 

dem ..... _-
Uct":J 

Gnadenverfahren neu geregelt wird -

Beguta~htungsverfahren 

Telefax 
0512158 22 86 

(DW) 

Gemäß Erlaß des BMfJ vom 10.8.1993, GZ 578.014/1-II 3/93, 

Wire zu dem im Betreff angef~hrten Gesetzesentwurf wie folgt 

Stellung genomm~n: 

Die·nunmehr vorgesehene R~gelung des Gnadenverfahrens, die 

eine klarere gesetzliche Determinierung zumindest im formellen 

Bestimmungen der §§ 507 ff StPO bed~rfen aber dennoch der einen 

oder anderen kritischen Bemerkung: 

1) Problematisch erscheint zunächst ganz allgemein, daß eine 

materiell-rechtliche Fundierung des gesamten Gnadenwesens auch im 

den positiv-verfassungsrechtlichen Normen, die den materiellen 
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Inhalt der Gnadenbefugnisse umgrenzen (Art. 65 Abs 2 lit c, 

B.-VG>, sollten auch die Begnadigungsveraussetzungen, die Gna 

I 
I en-

gr~nde und die Gnadenw~rdigkeit materiell-rechtlich determini rt-

sein. Es ist wohl grundsätzlich davon auszugehen, daß das 

Gnadenrecht nicht dazu bestimmt ist, vermeintli~he Mängel '-!.:l 'l.- j 

W~, ~ 

Rechtsprechung zu korrigieren. Die Korrektur der Rechtsorechut,9 

i c; -7: =i',;~IY-;::>;:::_' j d"'! +:c;_ de~ "e,-"'-I ~,-.-, "-I'"i;:::'-='-h' +- 1 I' ~ .... ,,=,,-! T,-e'-,,-·, "'~i1 d<=>j- "'U~.L.L:' ~. v·~,··--__ ... ,-" ___ . _ :! ..... ~ o:::::!:::::!-;....:;" ~_J ~_.I t;.,. ... i-il",.".; SI .oIJUJi'::J '- w::t .~..:. (.. ii 

der Verwaltung in allen Ins~anzen ausschließlich Sa~he der datu 

berufenen Organe der Rechtsprechung selbst. Wenn also nunmehr im 

Rahmen des Gnadenrechtes Maßnahmen gesetzt ~erden, 50 Kann es 

sicr= we.hl 1"1Ui- Liffi Tatbest.3.Y1:je haT1dell-!, die SiCr-i ihl-em l:Jeser1 ;icfh 

als Grenzfälle der Rechtsanwendung 

wird daher nicht umhin k~nnen, die 

darstellen. Der Gesetzgebe~ 
i 

Umstände ausdr~cklich zu 

nennen, die die Vollziehungsorgane der Pr~fung aller Gnadenbi~ten 

zugrunde zu legen haben. Dies muß nat~rlich auch f~r 

oberhaupt gelten, da insbesondere materiell-rechtlich festgel gt 

werden sollte, ob das Gesetz f~r die Handhabung des Gnadenre· 

a~tch F~ict-~tlir1ier1 a.Lifstelle~-j sDll~ die 1,icr-it !jeiTi -:;.ti-afi-echtli- eri 

Bereich zugeh~ren. Es wäre nämlich durchaus vorstellbar, daß jein 
-- , I ~ .i,...L....t ...... --1. • h '.i- '1' ~ P. .. ~ ~" ".-:+',-,··1\ ~..:ir1aOeI1ar:::; ..... geSE=LZi.:- Wli-t-., WC1 w21 012 l·Ciia.l~.ilCile ...... 12:.;p-L\rICUY1g ~=. _~ 

" 

selbst liegt, sondern in ~berge6rdneten staatlichen !nteress ns-

abwägungen. Ob und in welchem Ausmaß derartige überlegungen 'm 

i:l::i:~n:::l::::~:l~_::l:~t:::~i:ns::.:~\~:. süllen, bedai-f jedenfalls t 
~ . 

2) Der vorliegende Gesetzesentwurf läßt erkennen~ daß I 
offenbar 'nicht davcn ausgegangen ~-~ird ~ wie dies in der vergalfgen­

h9it gängige Meinung war, daß der Richter im Zuge der AnOrdning 

des Strafvolliuges als Justizverwaltungsorgan tätig ist. ~ 

Folgerichtig sieht daher der Gesetzesentwurf vor, daß eine I 
Hemmung des Vollzuges der Strafe nur der Bundespräsident anü. dnen 

kann, da es sich dabei um einen Eingriff in eine richterlich 

Entscheidung handelt. Damit erfolgt zwar nach wie vor ein 
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Eingriff eines Verwaltungsorganes in eine richterliche Ent-

scheidung, die jedoch verfassungsrechtlich insoweit unbedenklich 

erscheint, als diese Anordnung der Hemmung des Strafvollzuges als 

Vorstufe der Begnadigung angesehen werden kann. 

3) In diesem Zusammenhang kann es jedoch insbesondere unter 

Bedachtnahme auf die neuen Bestimmungen des § 508 und des § 510 

in der Praxis zu Schwierigkeiten kommen. Wenn ein Gnadengesuch 

nicht wie vorgesehen beim Bundesministerium f~r Justiz 

eingebracht wird - viele Antragsteller werden sich auch in 

Hinkunft unmittelbar an das erkennende Gericht wenden so hat 

das Gericht weder eine gesetzliche Handhabe noch eine 

Veranlassung, die Einleitung des Strafvollzuges zu hemmen. Die 

Elnbringung eines Gnadengesuches stellt nämlich unabhängig davon, 

daß die Bestimmungen des § 411 Abs 2, 1. Satz StPO in der 

geltenden Fassung aufgehoben sind, keinen Aufschubsgrund im Sinne 

des Strafvollzugsgesetzes dar. Auch wenn d~r Verurteilte das 

Gnadengesuch .direkt beim Bundesministerium f~r Justiz einbringt, 

kann bis zur Entscheidung des Bundespräsidenten ~ber eine Hemmung 

des Vollzuges der Strafvollzug bereits in Gang gesetzt worden 

sein. Nach der vorgesehenen Bestimmung des § 501 Abs 1 StPO ist 

auch unklar, ob damit eine Hemmung der Einleitung des Straf­

vollzuges gemeint ist oder auch eine Hemmung des bereits , 
eingeleiteten Vollzuges, was im Falle einer Freiheitsstrafe wohl 

nur eine Unterbrechung des Strafvollzuges bedeuten k6nnte~ 

4) Bedenklich erscheint die Bestimmung des vorgesehenen 

§ 510 Abs 3 StPO. Es erscheint v~llig unzweckmäßig und wider­

spricht auch·densonstigen Bestimmungen hinsichtlich der 

Aufforderung, eine Freiheitsstrafe anzutreten oder eine Geld­

strafe zu bezahlen, daß nach Abschluß des Gnadenve~fahrens dem 

Verurteilten neuerlich eine Aufforderung zum Antritt der 

Freiheitsstrafe oder eine Aufforderung zur Bezahlung der 
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Geldstrafe zuzustellen ist. Die Strafprozeßordnung sieht ein 

derartige Vorgangsweise auch bei einer erfolglosesn Beschwer 

gegen die Abweisung eines Antrages auf Bewilligung einer Rat~n-
~ 

zahlung oder eines Zahlungsaufschubes oder eines Antrages au~ 

Bewi 11 igung eines Haftaufschubes nicht vc.r. Die Zustellung dJs 

Aufti-ages zur Bezahlung einer Geldstrafe bz,w. die Zustellung Ider 

Auffclj-derung zum Strafantritt lc.st bestimmte Fristen aus (§ t 
StVG~ § 409 aStPO) und es ist der nunmehr vorgesehenen I 

gesetzlichen Regelung nicht zu entnehmen, ob eine neuerliche I 
Zustellung dieser Aufforderungen diesen Fristlauf neuerlich ~n 
Kraft setzt oder ob bei der Berechnung der Fristen des § 6 s~VG 

und des § 409 a stPO auf den Zeitpunkt der ersten Zustellung Ider 

diesbez~glichen Aufforderung abzustellen ist. W~rde z.B. ein ,zu 

Kenntnisnahme davon, 

sein GnadengesLich abschlägig beschieden wurde, untertauchen, Iso 
i 

k~nnte er nicht einmal. zur Verhaftung zum Strafantritt j 
ausgeschrieben werden, da ihm ja nach den vOrgeSehene~ ___ , ' 

Bestimmungen des § 510 Abs 3 STPO zunächst erst die Auffu. d~i ung 

zum Strafantritt zugestellt werden m~ßte. I 
5) Der ,Entwurf sieht eine vollständige Trennung der bis~e~ 

I 

h---'--he'~de-- 'Verfle-ht·,--- -,---,' -v-l-"-'-'-unqs"'e""'--dl'~-her und l iJt:=::t,t::=!' !i iJ t- i t...dlY VLif,' t::' Wd. .. lr _ U JiC·1 ... L f 
f 

gerichtlicher Zuständigkeit in Gnadenverfahren vor. Auf das I 
Gnadenverfahren sollen auch nicht die BestimmUngen der StPO , 

• sondern die des AVG anzuwenden sein. Unter diesem GESiChtSDUJkt 

,~leibt_,j.~dO~h k,~in_~_a_um __ ~~_f .. ü~, die Gerichte zu ein~r_s~el~~n - __ 
•• ahme zum Gnadeiige:.uLh dn.::uncd ten. Ein deI-art iger Bel lcht::,au tl cig 

- t 
bzw. Auftrag zur Abgabe einer Stellungnahme an das Gericht dtrch 

das BMfJ stellt wiederum eine Verflechtung des verwaltungSbet 

ti C. nj 1 ichen Gnadenverfahrens mi t Oj-gapen der Rechtsprechung drr. 

~s erscheint daher lediglich zulässig, daß das BMfJ die 

bez~glJchen Strafakten beim erkennenden Gericht einholt und ~iCh 

I 
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daraus selbst ein Bild im Hinblick auf die eingebrachte 

Gnadenbitte macht. Da die Gerichte, entsprechend dem Gesetzes-

entwurf, die Gnadenerhebungen nicht mehr durchf~hren~ sDmit auch 

keinerlei Kenntnis davon haben, Db die Umstände, die der 

Gnadenwerber in seinem Gesuch anf~hrt, zutreffen oder nicht, 

k~nnte sich eine derartige Stellungnahme der Gerichte immer nur 

auf den Akteninhalt des Strafaktes beziehen. Diese Kenntnisse 

kann sich das BMfJ aber auch, wie oben ausgef~hrt, durch einfache 

Akteneinsicht v~rschaffen. 

Innsbru~k, am 31.8.1993 

Dr. Gerhard Ha~lv .. ar~te: 
Für die Richtigkei{ Jer Aü"krt;·' .... n. 
der leiter der Geschäftsabrei r~/ 

• 
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